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Drucksache IV/ 506 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 

(1. Ausschuß) 

- Immunitätsangelegenheiten - 


betr.: a) Aufhebung der Immunität von Abgeordne- 
ten bei Verkehrsdelikten und Bagatellsachen 

b) Ermächtigung gemäß § 197 StGB 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Dittrich 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle für das Verfahren zur Aufhebung der 
Immunität bei Verkehrsdelikten und Bagatellsachen sowie bei 
Erteilung der Ermächtigung zur Strafverfolgung beschließen: 

fi) Zur Vereinfachung des Geschäftsganges ist der Ausschuß für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung beauftragt, 
bei allen Fällen von Verkehrsdelikten eine Vorentscheidung 
über die Aufhebung der Immunität zu treffen, wenn min- 
destens zwei Drittel der stimmberechtigten Mitglieder des 
Ausschusses sich für den Beschluß entscheiden. 

Im Wege der Vorentscheidung kann auch über die Strafvoll- 
streckung entschieden werden, soweit nicht auf eine höhere 
Freiheitsstrafe als drei Monate erkannt wurde oder bei ei- 
ner Gesamtstrafenbildung (§§ 74, 79 StGB, § 460 StPO) kei- 
ne den erkannten Einzelstrafen drei Monate übersteigt. 

Die Beschlüsse des Ausschusses werden dem Bundestag 
durch den Präsidenten schriftlich mitgeteilt, ohne auf die Ta- 
gesordnung gesetzt zu werden. Sie gelten als Entscheidung 
des Bundestages, wenn innerhall) von drei Tagen nach Mit- 
teilung kein Widerspruch erfolgt. 
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b) Fälle, die nach Auffassung des Ausschusses für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung als Bagalellangelegenhei- 
ten zu betrachten sind, können bezüglich der Genehmigung 
zur Strafverfolgung im Wege der Vorentscheidung wie bei 
d e n V e rk eh r sd el i k ten b oh a n d e i t w e rd o n . 

c) Die Ermächtigung zur Strafverfolgung gemäß § 197 Satz 2 
StGB bei Beleidigung des Bundestages kann im Wege dem 
Vorentscheidung wie bei den Verkehrsdelikten erteilt wun- 
den. 


Bonn, den 20. Juni 1902 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 


Ritzel 

Vorsitzender 


Dr. Dittrich 

Berichterstattern 



